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Beim Trilog Anfang Dezember wur-
den die Scheunentore für neue 

Gentechnik (NGT) in Europa weit ge-
öffnet. Aufgrund des hohen Drucks der 
dänischen Ratspräsidentschaft, der 
EVP und der Gentechnik-Lobby wurde 
in einer Nachtsitzung ein vorläufiger 
Trilog-Beschluss unter den Vertretern 
der gesetzgebenden Institutionen er-
zielt. Die Frage ist nun, ob die gewähl-
ten Politiker:innen im Europaparla-
ment (EP), in der Bundesregierung und 
im EU-Ministerrat diesem inakzeptab-
len Gesetzesentwurf zu NGT-Pflanzen 
tatsächlich zustimmen. Seit zweieinhalb 
Jahren wird sehr kontrovers über einen 
Gesetzesentwurf zum Umgang mit 
NGT-Pflanzen diskutiert. Die einen se-
hen große Chancen, die anderen plädie-
ren für Vorsorge und Sicherung beste-
hender Wettbewerbsvorteile. Der 
Druck der Befürworter war und ist 
immens. Aktuell scheint das EU-Parla-
ment in zwei kontroversen Streitfragen 
zur Kennzeichnung und zu Patenten 
eingeknickt zu sein, weil die EVP Stim-
men von den rechten und Rechtsaußen-
Parteien sammeln konnte. 
Keine Vorsorge und Schutzmaßnahmen
Das Europaparlament hatte sich in sei-
nem ursprünglichen Votum klar für 
eine Kennzeichnungspflicht bis zum 
Endprodukt für alle NGT-Pflanzen 
ausgesprochen. Dies ist jetzt gekippt 
worden. Laut vorläufigem Trilog-Be-
schluss soll es für die allermeisten 
NGT-Pflanzen (sog. Kategorie 1) nun 
lediglich eine Kennzeichnung des Saat- 
und Pflanzguts als „Kat.1 NGT“ ge-
ben. Es soll keine Risikoprüfung sol-
cher NGT-1-Pflanzen mehr geben, ob-
wohl Studien belegen, dass auch NGT-
Pflanzen Risiken bergen. Es soll keine 

verpflichtenden Nachweisverfahren 
und damit keine Rückverfolgbarkeit 
und keine Rückholbarkeit im Scha-
densfall für die Umwelt oder im Le-
bensmittelsystem mehr geben. Koexis-
tenzmaßnahmen zum Schutz der gen-
technikfreien konventionellen und öko-
logischen Saatgut- und Lebensmittel-
erzeugung sollen abgeschafft werden. 
Auch das bislang gültige strenge Haf-
tungsrecht wird ausgehebelt. 
Ursprünglich im Prozess hatte das EU-
Parlament das Verbot von Patenten auf 
NGT-Pflanzen und Produkte daraus 
sowie auf konventionell gezüchtete 
Pflanzen gefordert. Auch das hat die 
Verhandlungsführerin des EP nicht 
durchgesetzt. Laut vorläufigem Trilog-
Ergebnis sollen lediglich Informationen 
veröffentlicht werden, ob Patente auf 
NGT-1-Pflanzen angemeldet oder er-
teilt wurden. Eine Expertengruppe soll 

die Auswirkungen von Patenten unter-
suchen. Diese Regelungen sind wir-
kungslos, da Patente weiter erteilt und 
massive negative Auswirkungen auf die 
Züchtung und Landwirtschaft haben 
würden. (s. Bericht Seite 15)

Reaktionen
Die AbL fordert das Europaparlament, 
die Bundesregierung und den EU-Rat 
auf, die inakzeptable Verunreinigungs-
verordnung zu stoppen. Sie fordert 
Rechtssicherheit für die gentechnikfreie 
Wirtschaft und wirksame Schutzmaß-
nahmen vor Kontaminationen sowie 
Haftungsregelungen im Schadensfall 
und wirksame Verbote von Patenten 
auf Saatgut. Sollte es zu einer Zustim-
mung kommen, werde die Verordnung 
rechtlich überprüft. 
Der Deutsche Raiffeisenverband (DRV) 
hingegen begrüßte das Trilog-Ergebnis. 

Die Entscheidung, NGT-1 am Endpro-
dukt nicht zu kennzeichnen, hält der 
DRV für „absolut richtig“. Auch „Der 
Agrarhandel“ (DAH) betonte, für den 
Handel sei es gut, dass Ernteprodukte 
von NGT-Pflanzen künftig ohne Kenn-
zeichnung handelbar seien. Die stark 
gewachsene gentechnikfreie Wirtschaft 
haben offenbar beide Unternehmens-
verbünde nicht im Blick. Der Bund für 
Ökologische Lebensmittel (BÖLW) er-
klärte, dass „Bio weiterhin sicher“ 
bleibe, ließ aber offen, wie das zu ge-
währleisten sei. Der ökologische An-
bauverband Bioland nannte den Be-
schluss ein trojanisches Pferd: Unter 
dem Deckmantel des Fortschritts schli-
chen sich Risiken, Abhängigkeiten und 
Konzerninteressen auf unsere Teller. 

Annemarie Volling,  
AbL-Referentin für Gentechnik

Vorsorge statt Konzerninteressen!
Inakzeptabler Gesetzesentwurf zu neuen Gentechniken muss abgelehnt werden

Ein breites Gentechnikfrei-Bündnis adressierte Bundeskanzler Merz� Foto: Jaussi

Gentechnik-Kennzeichnung ist ein Problem für die Konzerngewinne
Ein Kommentar zur Trilog-Entscheidung
Was die Unterhändler im Trilog zur Gentechnik verhandelt haben, ist für mich als 
Bäuerin ein Skandal – ökonomisch, ökologisch und politisch. Es schadet Europa 
und dem Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in die EU. Es belastet Bäuerinnen 
und Bauern mit unlösbaren Koexistenz-Problemen, Unsicherheiten und Risiken. Es 
gefährdet unsere Märkte, die eine Gentechnikfreiheit fordern – und damit auch 
unsere Existenzen. Wir würden unsere Selbstbestimmtheit verlieren, wie wir wirt­
schaften wollen, denn Gentechnik würde uns aufgezwungen.
Viele Menschen glauben, das Thema neue Gentechnik sei kompliziert. Das ist ein 
Irrtum. Im Kern geht es bei der geplanten Abschaffung aller Gentechnikregeln um 
Profite für Gentechnikkonzerne. Sie wollen endlich mit ihrem patentierten Gen­
techniksaatgut auf den europäischen Markt. Für noch mehr Gewinne und Abhän­
gigkeiten.
Unsere europäischen Standards und Gesetze stehen diesen Geschäften im Weg. 
Entsprechend massiv ist die Lobbyarbeit. Neue Gentechnik muss nach europäi­
schem Recht bisher gekennzeichnet sein, damit die Menschen die Wahl haben. In 
Europa entscheiden sich die meisten Kunden gegen Gentechnik im Essen und die 
meisten Bauern gegen den Anbau. Das aber schadet den Konzerngewinnen. Und 

dann die Zulassungsverfahren, bei denen in Europa die Risiken der Gentechnik 
geprüft werden, um vermeidbare Schäden für Menschen und Umwelt zu verhin­
dern – das sogenannte Vorsorgeprinzip. Für die Agrarkonzerne bedeutet das 
unter Umständen, dass Risiken festgestellt werden und Europa den Anbau nicht 
zulässt. Auch das schadet dem Profit und soll deshalb weg.
Alles andere, was in diesem Zusammenhang diskutiert, verkompliziert, heilsver­
sprochen und schöngeredet wird, sind Taktik und gut platzierte Nebelkerzen der 
Lobbyisten, um die Absicht der Industrie zu verschleiern.
Verbraucherschützer, unabhängige Wissenschaftsvereinigungen, Naturschützer 
und viele Bauernverbände raufen sich die Haare über das, was jetzt vom Verhand­
lungstisch kommt. Das nämlich beinhaltet nur Vorteile für die Konzerne. Politisch 
zugesprochene Rechte von Bäuerinnen und Bauern, von Verbraucherinnen und 
Verbrauchern sowie der Umwelt und das Patentverbot sollen komplett über Bord 
geworfen werden. Jetzt braucht es uns, um Politikerinnen und Politiker zu infor­
mieren und aufzufordern, diesen Vorschlag im Sinne der europäischen Bürgerin­
nen und Bürger und des Vorsorgeprinzips abzulehnen.

Barbara Endraß, Bäuerin und AbL-Landesvorstand Baden-Württemberg


